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Beschlussverwerfung durch den Bundesgerichtshof -
effektiver Rechtsschutz? 

A. Anstößiges und neue Anstöße

Durch die sog. !ex Lobe
1 wurde 1922 die Möglichkeit eröffnet, Revisionen durch Be­

schluss als offensichtlich unbegründet zu verwerfen (§ 349 Abs. 2 StPO); bis zu diesem 

Zeitpunkt wurden - abgesehen von wenigen unzulässigen Revisionen - alle Verfahren 

mit einer Hauptverhandlung und durch Urteil beendet. Die Revisionssenate haben von 

dieser, der Verfahrensökonomie2 
dienenden, Möglichkeit in extensiver Weise Gebrauch 

gemacht, was von Seiten der Strafverteidiger und aus der Wissenschaft kritisiert wurde. 3

Kühne, der verehrte Jubilar, spricht in diesem Zusammenhang von der „Revisionsguillo­

tine" des § 349 Abs. 2 StPO.
4 

Die gerichtliche Praxis im Umgang mit dieser Vorschrift 

erscheint ihm bedenklich, ,,weil seit etwa 20 Jahren durchgehend über 70 % aller Revisi­

onen beim BGH nach dieser Vorschrift verworfen werden".5

Die Rechtsprechung des BGH und des BVerfG hat sich von der Kritik an der Beschluss­

verwerfungspraxis nicht beeindrucken lassen. Auch die Kommcntarliteratur hat kaum 

Bedenken, da die Gefahren „allzu summarischer Behandlung" dadurch gebannt seien, 

„dass das Beschlussverfahren mit einer dreifachen Sicherung umgeben" werde.6 Erstens

sei die Verwerfung nur auf begründeten Antrag der Staatsanwaltschaft hin zulässig; 

zweitens erhalte der Beschwerdeführer Gelegenheit zur Stellungnahme; und drittens 
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Dazu Kühne, Strafprozessrecht, 8. Aufl. 2010. Rn. 1088. 
Kiihne, a.a.O. 
Frühe Kritik äußerte von Stackelberg, AnwBI 1959. 190 (203) und NJW 1960, 505; in empirisch angelegten 
Dissertationen wurde die Praxis der Beschlussverwerfung kritisiert; vgl. dazu Kruse, Die „offensichtlich" unbe­
gründete Revision im Strafverfahren, 1980, bzw. Rottmann, Die Zurückweisung der Revision wegen offensichtli­
cher Unbegründetheit, 1981; im St V gab es zeitweise eine Rubrik „Aus der Beschlussvcrwerfungspraxis (§ 3.49 
Abs. 2 StPO) der Rcvisionsgerichte"; vgl. dazu nur Hamm, St V 1981, 249, 315. Besonderes Gehör fand eine Au­
ßcrung von Sarstedt, in der er über eigene Erfahrungen als Verteidiger nach seiner Pcnsionicrnng als Richter 
sprach, wonach „auch dem Verfasser (Sarstedt), der drei Jahre Mitglied eines Strafsenats beim Oberlandesgericht, 
26 Jahre Mitglied eines Strafsenats beim Bundesgerichtshof, davon mehr als 2 l Jahre als Vorsitzender, und 
24 Jahre Mitglied des Großen Strafsenats gewesen ist, Revisionen durch Beschluss als o!Tensichtlich unbegründet 
verworfen worden sind, von denen er das nicht für möglich gehalten hätte. Gelegentlich ist ihm nur die Vermu­
tung zurückgeblieben, dass Begründungen für diese Entscheidungen sich eben nicht hätten schreiben lassen'"; vgl. 
Sarstedt/Hamm, Die Revision in Strafsachen, 5. Aufl. 1983, Rn. 463 (in der Neuauflage nicht mehr enthalten). 
Vgl. aus der neueren Literatur nur Fürstenau, StraFo 2004, 38 und Rosenau, ZIS 2012, 195 (196 ff.). 
Kühne (Fn. !), Rn. 1087. 
Kühne (Fn. !), Rn. 1088, belegt in Fn. 89 mit Daten von fließ, FS Sarstedt. 1981, S. 253 (323, Tab 34) sowie 
unter Heranziehung der Rechtspflegestatistik für die Jahre 1989, 1995 bis 1997. Hervorhebungen und Fußnoten­
angabe nicht übernommen. 
KK/Kuckein, StPO, 6. Aufl. 2008, § 349 Rn. 15; Hervorhebungen nicht übernommen. Bedenken haben auch nicht 
Meyer-Goßner, StPO, 55. Aufl. 2012, § 349 Rn. 7; SK-StPO/Woh/ers, 33. Aufüau-Lfg. (September 2003), § 349 
Rn. 20; HK-StPO/Temming, 5. Aufl. 2012, § 349 Rn. 3; anders dagegen LR/Hanack, StPO, 25. Aufl. 1998, § 349 
Rn. 5. 
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